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... o n a2en. er. e rer1nnen. {Qllll en, Auslanderpolitik 
Stãnde:rat befü:rwortet · 
neues Integ:rationsgeset 

Im Aargau und in Zürich wollen di e Lehrerinnen hõhere Lõhne erstreiten. Weitere Fãlle dürften folgen. 
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Der Standerat hat als Erstrat e 
Auslãnder- und Integrationsge: 
geheissen. Dieses soll dazu be 
dass si eh Auslãnderinnen un d A 
in der Schweiz gut integrieren. 
nur noch eine Niederlassungsbe1 

Von Anja Burri, Bern 
Die unter Spardruck stehenden Kantone 
müssen sich auf neue Lohnklagen von 
Lehrkrãften einstellen. Im Aargau haben 
bereits 1200 Lehrerinnen und Kinder­
gãrtnerinnen den Kanton wegen Lohn­
diskriminierung verklagt. Sie verlangen 
denselben Lohn wie Kantonsangestellte 
mit vergleichbaren Stellen. Obsiegen die 
Lehrer, muss der Kanton 50 bis 70 Millio­
nen Franken mehr für die Lõhne ausge­
ben, schãtzt der Aargauer Lehrerver­
band. Die Chancen der Lehrer sind in­
takt: Díe kantonale Schlichtungsstelle hat 
bereits empfohlen, dàs Lohnsystem zu 
überprüfen. Der Fali dürfte vor Bundes- . 
gericht entschieden werden. Für die Leh­
rerinnen in der restlichen Schweiz wãre 
ein Erfolg der Aargauer Kolleginnen eine 
Ermutigung, ãhnlich vorzugehen .. 

Neue Klage in Zürich 
Vor allem bei den Kindergãrtnerinnen 
bestehe Handlungsbedarf, heisst es vie­
lerorts. In Zürich bereitet d er kantonale 
Lehrerverband eine solche Klage vor. 
Verbandsprãsidentin Lilo Lãtzsch bestã­
tigt entsprechende Recherchen des TA. 
Der Einstiegslohn der Zürcher Kinder­
gãrtnerinnen ist rund 16 000 Franken 
tiefer als jener der Primarlehrerinnen -
unter anderem auch, weil den Kinder­
gãrtnerinnen kein 100-Prozent-Arbeits­
pensum angerechnet wird. Gegen diese 
unterschiedliche Bewertung der Ai:beits­
zeit soll nun geklagt werden. 

Auch in anderen Kantonen wollen die 
Lehrerverbande die Lohnunterschiede 
zwischen Primar- un d Kindergartenlehr­
kraften beseitigen. Unter anderem in 
Baselland, Luzern und Schwyz. In Ietz­
terem Kanton stand eine Lohnldage zur 
Debatte. Nun habe man aber zuerst die 
Forderung bei d er Regierung deponiert, 
sagt d er kantonale Lehrerprãsident Ko ni 
Schuler. In Schwyz verdienen Kinder­
.gãrtnerinnen 9 Prozent weniger als die 
Primarlehrerinnen. In Luzern treffen 
sich Lehrerverband und Bildungsdirek­
tion vor .Weihnachten zu einem Ge­
sprach. In Baselland will man die lau­
fende Überprüfung aller Lohnldassen 
nutzen, um die Lõhne einander anzu­
gleichen. Die Verbande begründen die 
Lohnoffensive mit gestiegenen Anforde-
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rungen: In den meisten Kantonen müss­
ten die Primar- i.md Kindergartenlehr­
krafte mittlerweile di e gleiche oder eine 
gleichwertige Ausbildung machen. Die 
Ansicht, dass es leichter sei, kleine Kin-

der zu unterrichten, sei überholt. Zu 
den Kostenfolgen gibt es keine Schãtzun­
gen. Einen Anhaltspunkt Iiefert der Aar­
gau: Wegen der Klage haben die Behõr­
den Szenarien erarbeitet. Müsste der 

Opp·osition in d er Ulcraine geht . 
gestãrl<t aus Machtprobe hervor 

Krippen dürfen mehr 
Babys aufnehmen 

Di e Opposition in der Ukraine hat einen 
ersten Teílerfolg in der Machtprobe mi,t 
der Regierung errungen. Doch trotz 
westlichem Druclc scheint eine Lõsung 
der Krise·immer noch in weiter Ferne. 

Nach dem Abzug der Polizei aus dem 
Stadtzentrum von Kiew hat die ukraini­
sche Opposition ihre Position vorerst ge­
stárkt. Hunderte Bereitschaftspolizisten 
zogen vom Unabhãngigkeitsplatz Mai­
dan ab, nachdem si.e bei einer Rãumak­
tion dort auf heftigen Widerstand von 
Tausendei). Regierungsgegnern gestos-

teilte.n �e Regierungsgegner mit. Januko­
witsch hatte am Abend politische, reli­
giõse und bürgerliche Anführer zu einem 
nationalen Dialog eingeladen, dazu.aber 
keine weiteren Angaben gemacht. 

Im TA-lnterview bezweifelt der deut­
sche Christdemolcrat Elmar Brok, dass 
Janukowitsch das Angebot ernst meint. 
Brok ist Vorsitzender des Ausschusses 
für Auswãrtige Angelegenheiten im EU-

. Parlament. 
Unterdessen schliessen die USA Sanl<­

tionen gegen die Ukraine nicht mehr � - - -

Eltern, die einen Sãugling in eine Kin­
derlcrippe geben wollen, haben es oft 
schwer, einen Platz zu fmden. Grund i.st, 
dass viele Krippen im Kanton Zürich we­
gen einer Auflage der Behõrden nicht 
mehr als zwei bis drei Babys pro Gruppe 
aufnelimen dürfen. Es kann passieren, 
dass sie Sãuglinge ablehnen müssen, ob­
wohl sie freie Plãtze hãtten. N un kõnnen · 
die betroffenen Eltern aufatmen: Aufla­
gen.zur �ruppenzusammensetzung sind 
nicht haltbar. Das hat das VerwaltU:ngs­
gericht festgestellt. Massgebend sei en al­
lein die Krippenrichtlinien des Kantons, 

· erhalten, wer integriert ist. - Sei 

Kanton bloss die Lõhne der Ki.nder­
gãrtnerinnen jenen der Primarlehreri.n­
nen anpassen, rechnet er mit Mehr­
kosten von acht·Millionen Franken'pro 
Jahr. - Seite 3 /Í 
Basels bittere 
0:2-Niederlage 
Es sollte der nãchste grosse Abend des , 
FC Basel im Europacup werden. Er 
endete für ihn aper mit einer bitteren 
Enttãuschung. In Gelsenkirchen verlor 
er gegen Schalke 0:2 und verpasste da­
mit den Einzug in die Achtelfinals der 
Champions League, zu dem ein Unent­
schieden gereicht hátte. Der Schweizer 
Meister hatte das Glück nicht auf seiner 
Seite. Nach einer halben Stunde verlor 
er Verteidiger Ivanov durch eine um­
strittene Rote Karte. Und dem zweiten 
Gegentor durch Matip in der 57. Minute 
ging ein Offside voraus, das ldarer nicht 

ltalien 
Letta gewinntVe:rt:rauen 
P:roteste lãhmen G:rossst 

Das italienische Abgeordneten: 
der Regierung von Ministerp 
Enrico Leita gestern das Vertra 
gesprochen. Unterdessen · dro 
grossen Stãdte des Landes vc 
gefãhrlichen Protestbewegun 
gelegt zu werden. - Seite 6 

US-Steuerstreit 
D:rei weite:re Banken 
stossen zu:r Kategorie 2 
Drei Banken haben gestern ihrt 
dung für d,ie I(ategorie 2 im St1 
gramm des US"Justizministeri 
kannt gegeben. Die Bank Coop, 
ros-Bank und die Bank Linth Ll 
es für mõglich, dass unter ihren 
US-Steuersünder sind. - Seite 35 
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Oscar Alba über die kubani 
Sonderwirtschaftszone unc 
Annaherung an di e USA. - 5 

Wie die sanfte Macht der 
Schriftsteller Grosses bewn 
kann. -Seite 9 
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Im Aargau streiten Lehrerinnen un d Kan t o n um 
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Voll1l Anja Burri, Bem akzeptieren. Die Regierung hat si eh noch 
Im Aargau streiten di e Lehrerinnen mit nicht festgelegt. Aus politischer Sicht sei 
der Kantonsregierung um mehr Lohn. die Wahrscheinlichkeit hoch, dass die 
Di e Lehrkriifte und di e unter Spardruck Regierung die Rechtsmittel ausschõpfen 
stehenden Kantone in d er ganzen werde, heisst es beim Kanton. «D er Kan­
Schweiz verfolgen den Fali. Eine Nieder- to n weist die Forderungen der Lehrer als 
Iage kiime den Kanton teuer zu stehen: unbegründet zurück», sagt Hans-Jürg 
50 bis 70 Millionen Franken müsste der Roth, Leiter Rechtsdienst im Departe­
Kanton Aargau den Kindergiirtnerinnen ment Bildung, Kultur un d Sport. 
und Primarlehrerinnen mehr bezahlen, 
schiitzt d er Aargauer Lehrerverband Signalwirkung für alle 
(ALV). Das Bildungsdepartement gehf' 
davon aus, dass sich di e Mehrkosten im 
extremsten Fali auf knapp 30 Millionen 
Franken pro Jahr belaufen würden. Der 
ALV, der die Lohnldage der rund 1200 
Kliigerinnen orchestriert, beruft sich auf 
das Diskriminierungsverbot von Frauen­
berufen: Verglichen mit anderen gleich­
wertigen Berufen innerhalb der Verwal­
tung gebe es für die typischen Frauen­
berufe Primarlehrerin und Kindergiirt­
nerin viel weniger Lohn. Beim Anfangs­
lohn mache di e Differenz p ro Jahr 15 Pro­
zent o d er 14 000 Franken aus, sagt ALV­
Priisident Nildaus Stõckli. 

Die kantonale Schlichtungskommis­
sion empfahl, das Dohnsystem zu über­
prüfen. Weil die Regierung die Empfeh­
Iung nicht umsetzte, reichten di e Lehrer 
am kantonalen Verwaltungsgericht Be­
schwerde ein. Das Urteil wird im ersten 
Quartal 2014 erwartet. Der Fali dürfte 
vor Bundesgericht entschieden werden. 
Die U�hrer.wolien eine Niederlage nicht 

Für die Lehrerinnen in der restlichen 
Schweiz wiire ein Erfolg der Aargauer 
Kolieginnen und Koliegen eine Ermuti­
gung, den gleichen Weg zu beschreiten, 
wie eine Umfrage des TA in verschiede­
nen Kantonen zeigt. «Ein Bundesge­

richtsurteil zugunsten d er Aargauer Leh­
rerinnen . w ar e ein sehr gu t er H e bel», 
sagt .Franziska Peterhans, Zentralsekre­
tiirin beim Dachverband der Lehrerin­
nen und Lehrer Schweiz (LCH). Es seien 
bereits rechtliche Abkliirungen des LCH 
im Gange, wié die Lehrer ein solches 
«Urteil mit Signalwirkung» in d er ganzen 
Deutschschweiz nutzen konnten. 

Weil di e Lehrerlõhne in jedem Kan­
tan anders geregelt sin d, müssten\ Kla­
gen überall etwas anders aufgegleist 
werden. Im ICanton Aargau zum Beispiel 
kõnnen sich die Lehrer bei ihrer Klage 
auf eine Arbeitsplatzbewertung beru­
fen, die der Kanton selber durchgeführt 
hat. Wenn die Aargauer Klage durch­
komme, müssten au eh die St. Galier ihre 

Von Sommarugas Plãnen 
l 

bleibt ni eh t mehr viel übrig 

Das Integtationsgesetz von 
Bundesratin Sommaruga hat 
eine weitere Hürde 
genommen. Gleichzeitig 
wurde das Vorhaben 
erneut abgeschwacht: 
V@llll Stefan Schiirer, Bern 
Die]ustizministerin verteidigte ihr Pres­
tigeprojekt. Beim Integrationsgesetz 

dabei im Wesentlichen dem Druck der 
Kantone nach. 
• Jahrliche Prüfung: Das Justizdepar­
tement wolite die Integration eines Aus­
Iiinders bis zur Erteilung der Niederlas­
sungsbewilligung jiihrlich systematisch 
prüfen. Aufgrund des hohen Aufwands 
für die Migrationsbehõrden Iiess die 
Regierung diese Idee fallen. 
• Zwingende Vereinbarungen: Die 
Vernehmlassungsvorlage sah vor, dass 
die Kantone in Risikofiilien zwingend 

3 

Kleine Kinder zu unterrichten, ist gleich anspruchsvoll wie di e Ar b ei t mit Ãlteren, argumentieren Aargauer Lehrer. Foto: Sophie Stieger 

Situation neu analysieren, sagt der 
· St. Galler Lehrerpriisident Hansjõrg 

Bauer. Wegen des Spardrucks gilt im 
Ostschweizer Kanton für alie Staatsan­
ge�tellten ein Lohnmoratorium bis 
2016. Zurzeit arbeiten die Lehrer aber 
an einem neuen Berufsauftrag. «Steigen 
im Aargau di e Lõhne, kommen automa­
tisch die Berner Lehrerlõhne unter 
Druclo>, sagt Christoph Michel, stellver­
tretender Geschiiftsführer des Berner 
Lehrerverbands. «Sehr interessant» sei 
d er Aargauer Fali, findet die Prãsidentin 
des Zürcher Lehrerinnen- und Lehrer­
verbands, Lilo Liitzsch. 

Anzeíge 

In Zürich Iaufen Vorbereitungen für 
eine Lohnklage der Kindergiirtnerinnen. 
Auch in anderen Kanfonen wie etwa 
Baseliand, Luzern und Schwyz wolien 
die Lehrerverbiinde die Lohnunter­
schiede zwischen Primar- und Kinder­
gartenlehrkrãften beseitigen - vorerst 
a b er auf d em Verhandlungsweg. «In den 
meisten Kantonen müssen die Primar­
und Kindergartenlehrkriifte mittlerweile 
die gleiche oder eine ·gleichwertige Aus­
bildung machen», sagt Peterhans. Es 
brauche für beide Berufe einen Bache­
lor-Abschluss an einer Piidagogischen 
Hoc.hschule. Früher waren die Ausbil-

dungen getrennt . Man sei davon ausge­
gangen, dass es weniger anspruchsvoll 
sei, kleine Kinder zu unterrichten, sagt 
Peterhans. «Diese Sicht ist überholt.» 

Na eh d er Aufhebung des Beamtensta­
tus in d en 90ern mussten sich schon ein­
mal zahlreiche Gerichte mit Lohnklagen 
von Kindergiirtnerinnen und Primarleh­
rerinnen auseinandersetzen. Diese 
wehrten sÍch gegen die aus ihrer Sicht 
diskriminierenden Lõhne. Erhielten sie 
recht, wurde es teuer: Etwa im Kanton 
Zürich mussten die Gemeinden den min­
destens 2000 Kindergiirtnerinnen 40 
bis 50 Millionen Franken nachzahlen. 
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